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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

Wir hätten uns vor einem Jahr sicher nicht träumen 
lassen, wie das Jahr 2020 ausfallen würde. Nach 
dem Ausbruch der Corona-Pandemie befindet sich 
unser Land seit März praktisch im 
Ausnahmezustand, verbunden mit harten 
Einschränkungen für die Bürgerinnen und Bürger. 
In nahezu allen Bereichen unserer Gesellschaft hat 
das Coronavirus Spuren hinterlassen. Bislang sind 
über 25.000 Tote zu beklagen. Dies ist die 

traurigste Zahl im Zusammenhang mit der Pandemie. Leider steigen die Infektionszahlen kurz vor 
den Feiertagen weiter an und uns allen steht unter diesen Umständen ein Weihnachtsfest bevor, 
wie wir es bisher nicht gewohnt waren. Wenn wir vernünftig sind und auch zu den Festtagen 
unsere Kontakte auf ein absolutes Mindestmaß beschränken, verhindern wir noch mehr 
Ansteckungen und Tote. Nächstenliebe definiert sich jetzt durch Zurückhaltung und Distanz, auch 
wenn es schwierig ist. 
 

Die Bundesregierung und der Bundestag haben mit dem Ausbruch der Pandemie im März schnell 
reagiert. Bundeskanzlerin Angela Merkel hat besonnen und überlegt gehandelt. Unser 
Ministerpräsident und CSU-Parteivorsitzender Markus Söder hat mit seinen deutlichen 
Ansprachen den richtigen Ton getroffen und sich durch sein konsequentes Agieren im Kampf 
gegen Corona über die Grenzen Bayerns hinaus Respekt und Zustimmung erworben. Unser 
allererstes Ziel ist es, Menschenleben zu schützen. Deutschland soll aus der Krise stärker 
hervorgehen, als es hineingeraten ist. In der Krise haben wir auch gelernt, wie wir uns als 
Gesamtstaat so stark wir möglich aufstellen können. Die Akzeptanz der Regeln und 
Einschränkungen wird nur dann hoch sein, wenn wir uns in der Politik und zwischen dem Bund 
und den Ländern nicht im Kleinklein verlieren, sondern an einem Strang ziehen. 
 

Große Hoffnungen liegen heute in der Genehmigung eines neuen Impfstoffs gegen Covid-19 und 
dem Impfstart unmittelbar nach Weihnachten. Auch hier gilt: Die Impfstrategie und somit der 
Erfolg gegen das Virus werden nur gelingen, wenn wir eine breite Akzeptanz in der Bevölkerung 
erreichen. Daher war es der richtige Weg, den Impfstoff in der EU in einem planmäßigen 
Verfahren zuzulassen. Jeder sollte wissen, dass es aber noch viele Monate dauern wird, bis sich 
durch das Impfen ein positiver Effekt auf die Infektionszahlen zeigen wird. Daher müssen wir auch 
im neuen Jahr noch eine Weile mit den AHA-Regeln (Abstand halten, Hygiene beachten und 
Alltagsmaske tragen) leben und dürfen hier nicht nachlässig werden.  
 

Vor uns liegt mit der Bundestagswahl am 26. September 2021 ein politisches spannendes Jahr. 
Aus heutiger Sicht wird der Wahlkampf sicherlich anders ablaufen als in der Vergangenheit. CDU 
und CSU haben in der Krise bewiesen, dass die Führung unseres Landes bei der Union in guten 
Händen ist. Darauf wird es auch 2021 ankommen. 
 

Ich wünsche Ihnen von Herzen gesegnete Weihnachten und einen guten Start in das neue Jahr! 
 
 

Herzliche Grüße 
Ihr Sebastian Brehm, MdB 
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INTERVIEW MIT DEM CDU/CSU-FRAKTIONSVORSITZENDEN 

Brinkhaus: „Kontakte extrem herunterfahren“ 
 

Der Vorsitzende der Unionsfraktion, Ralph Brinkhaus, hat im Interview mit der „Glocke“ 
darauf hingewiesen, dass die Kontakte insbesondere über Weihnachten noch einmal 
deutlich eingeschränkt werden müssen, um die Kontrolle über die Ausbreitung das 
Coronavirus zurückzuerlangen. 
 
 

 
 

 
Dass der Lockdown bis zum 10. Januar ausreichen werde, um wieder genug Kontrolle über das 
Virus zu haben, könne heute niemand versprechen, sagte der Fraktionsvorsitzende. „Fakt ist aber, 
wir alle müssen unsere Kontakte insbesondere über Weihnachten noch einmal extrem 
herunterfahren – meines Erachtens auch über das hinaus, was von den Regierungen erlaubt ist. 
Ansonsten wird es schwierig. 
 
Brinkhaus: "Schade, „dass eine vergleichsweise kleine Minderheit die anderen mehr oder 
weniger mit in Haftung nimmt." 
 
Am 5. Januar muss die Situation dann von der Bundesregierung und den Ministerpräsidenten neu 
bewertet werden“, so Brinkhaus weiter. Bei der Einhaltung der Kontaktbeschränkungen 
handelten „die allermeisten Bürgerinnen und Bürger unglaublich verantwortungsvoll“. Es sei aber 
schade, „dass eine vergleichsweise kleine Minderheit die anderen mehr oder weniger mit in 
Haftung nimmt und so viel Aufmerksamkeit auf sich zieht“.  
 
Mit Blick auf die hohen Ausgaben für die Corona-Hilfsmaßnahmen unterstrich der 
Fraktionsvorsitzende, dass es zwar um große Summen gehe, „aber ohne das Geld hätten 
Gastronomie und Einzelhandel eine noch schwerere Zukunft.“  Jetzt gehe es darum, die Pandemie 
schnell in den Griff zu bekommen. „Sonst wird es nach der Überwindung von Covid-19 auch 
finanziell schwierig“, so Brinkhaus. 
 
 

© Thomas Imo   



 

  
 

3  Brehm in Berlin  23. Dezember 2020                                                                                                             
 

SEBASTIAN BREHM    
             Für Nürnberg in Berlin 

 
 
Brinkhaus: "Wir sitzen auf dem Fahrersitz, wir beschließen den Haushalt – also haben wir es 
in der Hand, die Mittel zur Verfügung zu stellen..." 
 
Zur wichtigen Rolle des Deutschen Bundestages in der Pandemie sagte der Chef der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion: „Wir haben unter erheblicher öffentlicher Beteiligung unter dem Druck von 
Demonstrationen vor dem Reichstag das Dritte Bevölkerungsschutzgesetz umgesetzt. Dabei 
haben wir für die Regierung sehr genau definiert, was sie darf und was sie nicht darf. Wir sind 
sehr intensiv in Gesprächen und Diskussionen – auf allen Ebenen: in Fraktionssitzungen, 
Arbeitsgruppen und Ausschusssitzungen. Wir halten Plenardebatten zu dem Thema ab, gerade 
erst in dieser Woche zur nationalen Impfstrategie.“ Der Bundestag könne auch jederzeit 
nachschärfen oder alles zurücknehmen, was er der Regierung an Freiräumen gewährt habe. 
„Insofern sind wir schon sehr intensiv mit dabei. Wir sitzen auf dem Fahrersitz, wir beschließen 
den Haushalt – also haben wir es in der Hand, die Mittel zur Verfügung zu stellen – oder eben auch 
nicht,“ hob Brinkhaus hervor. 
 
Die drängendste Aufgabe für die kommenden Jahre sieht der Fraktionschef darin, die Gesellschaft 
zusammenzuhalten. „Es darf nicht das passieren, was in den USA und in anderen Ländern passiert 
ist, dass wir eine gespaltene Gesellschaft bekommen.“ Außerdem müsse Deutschland 
wirtschaftlich wettbewerbsfähig bleiben, weil davon der Wohlstand abhänge. „Und deswegen 
müssen wir in den Bereichen Forschung und Innovation, Bildung sowie Infrastruktur noch mehr 
tun als in der Vergangenheit“, forderte Brinkhaus. 
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CORONA-IMPFSTOFF – AKTUELLE STUNDE IM BUNDESTAG 

„Ein Weihnachtsgeschenk“  
 
Die Zulassung eines Corona-Impfstoffes in der EU gibt Anlass zur Zuversicht. Redner der 
Unionsfraktion kündigten in einer aktuellen Stunde des Bundestags einen zügigen Beginn 
der Impfungen an. Vorrang haben dabei alte und pflegebedürftige Menschen sowie 
medizinisches Personal. 
 

 
 
 
Dass der Impfstoff, den das Mainzer Unternehmen BioNTech in Zusammenarbeit mit Pfizer 
entwickelt hat, voraussichtlich in wenigen Tagen zugelassen werde, sei „ein wunderbares 
Weihnachtsgeschenk“, sagte Karin Maag, die gesundheitspolitische Sprecherin der CDU/CSU-
Fraktion. Auch Bundesgesundheitsminister Jens Spahn sprach von „Licht am Ende des Tunnels“. 
Noch nie zuvor in der Menschheitsgeschichte sei ein Impfstoff so schnell entwickelt worden. 
 
Bewusste Entscheidung für ordentliche Zulassung 
Gleichwohl hat die europäische Arzneimittelagentur EMA sich mehr Zeit für die Prüfung des 
Impfstoffes gelassen als die Behörden anderer Länder, etwa Großbritanniens oder der USA. Spahn 
und Maag verteidigten dieses Vorgehen. Man habe sich bewusst für eine ordentliche Zulassung 
entschieden und nicht für eine Notzulassung. Nur wenn der Wirkstoff erwiesenermaßen wirksam 
und verträglich sei, hätten die Menschen Vertrauen in die Impfung. Mit Blick auf Impfgegner und 
Skeptiker sei dies von großer Bedeutung. 
 
„Impfen ist ein Segen für die Menschheit“ 
Der stellvertretende Fraktionsvorsitzende Georg Nüßlein rief diesen Zweiflern zu: „Impfen ist ein 
Segen für die Menschheit.“ Das habe die erfolgreiche Bekämpfung von Pocken über Polio bis zu 
Masern gezeigt. Auch bei der Eindämmung des Coronavirus gehe es darum, Menschenleben zu 
retten und schwere Krankheitsverläufe zu verhindern.  

© unsplash.com  
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Gleichwohl werde es keine Impfpflicht geben. Im Gegenteil: Da anfangs nicht genügend Impfdosen 
für alle, die geimpft werden wollen, vorhanden seien, müsse eine Priorisierung erfolgen.  
 
Priorisierung per Verordnung 
Wer zuerst in den Genuss des neuen Impfstoffes kommt, dafür hat die Ständige Impfkommission 
(STIKO) Empfehlungen abgegeben. Diese Priorisierung wird per Verordnung des 
Gesundheitsministers festgelegt. Ein eigenes Gesetz ist dafür nach Auffassung der Unionsfraktion 
nicht nötig, weil die Kriterien für die Rangfolge bereits vor wenigen Wochen mit dem Dritten 
Bevölkerungsschutzgesetz festgelegt wurden. Wenn man auf ein weiteres Gesetz warten müsste, 
dann könne man mit den Impfungen erst im Februar starten, gab Karin Maag zu bedenken.  
 
Impfzentren sind vorbereitet 
Die ersten Impfungen sollen aber unmittelbar nach der Zulassung, die für den 21. Dezember 
erwartet wird, von statten gehen. Die Impfzentren und die mobilen Impfteams für Alten- und 
Pflegeheime haben die Länder bereits auf die Beine gestellt. Spahn erklärte, dass die Verordnung 
auch Spielraum lasse für eine Anpassung der Impfstrategie, etwa wenn andersartige Impfstoffe 
auf den Markt kämen oder neue Erkenntnisse über die Verträglichkeit vorlägen.  
 
Forschung an Medikamenten vorantreiben 
Für Impfungen warb auch Bundesforschungsministerin Anja Karliczek. Die neuartige 
Lungenkrankheit sei keinesfalls mit einer normalen Grippe zu vergleichen, warnte sie: „Impfen 
gehört zu den größten Errungenschaften der Gesundheitsforschung.“ Neben dem Impfstoff von 
BioNTech brauche es weitere. Allein in Deutschland forschten mit öffentlicher Förderung die 
Biotech-Unternehmen Curevac und IDT Biologika. Trotzdem sei mit einem Impfstoff nicht alles 
gut: Auch Medikamente gegen Covid-19 müssten entwickelt werden, forderte Karliczek. 
 

 
 
 
 

© pixabay.com  
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SPD LÄSST DIE BUNDESWEHR IM STICH   

Soldaten zu ihrem Schutz besser ausrüsten  
 

Zum Schutz der deutschen Soldaten und Soldatinnen im Auslandseinsatz pocht die 
Unionsfraktion auf die Beschaffung von bewaffneten Drohnen für die Bundeswehr. In einer 
Bundestagsdebatte warfen Abgeordnete von CDU und CSU der SPD-Fraktion, die ihre 
Zustimmung zur Beschaffung verweigert, Wortbruch vor. 
 

 
 
 
„Die SPD lässt die Bundeswehr im Stich“, sagte der verteidigungspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Fraktion, Henning Otte. CDU, CSU und SPD hatten im Koalitionsvertrag vereinbart, über 
die Bewaffnung von Drohnen der Bundeswehr nach ausführlicher, völkerrechtlicher, 
verfassungsrechtlicher und ethischer Würdigung zu entscheiden. Die Entscheidung über das 
Beschaffungsvorhaben stand im Dezember an. Die SPD-Fraktion hatte dazu eigentlich ihre 
Zustimmung signalisiert, auf den letzten Metern aber ihre Meinung revidiert. Der 
verteidigungspolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Fritz Felgentreu, war daraufhin aus Protest 
von seinem Amt zurückgetreten. Otte dankte ihm für sein Engagement. 
 
„Sicherheitspolitische Bankrotterklärung“ 
Otte sagte: „Ich halte das Verhalten der SPD-Spitze für schäbig.“ Er warf ihr vor, Leib und Leben 
der Soldaten und Soldatinnen zu gefährden. Es gehe nicht an, dass der Bundestag die Soldaten in 
gefährliche Einsätze entsende und ihnen die technischen Möglichkeiten vorenthalte, sich gegen 
Angriffe zu wehren. Auch der CSU-Verteidigungspolitiker Florian Hahn appellierte an die SPD-
Fraktion: „Lassen Sie Ihre Soldaten nicht im Stich!“ Unionsfraktionsvize Johann David Wadephul 
hatte zuvor gegenüber Medien von einer sicherheitspolitischen Bankrotterklärung der SPD 
gesprochen. 
 
Für und Wider fast zehn Jahre diskutiert 
Im Bundestag kritisierten Otte und Hahn die Forderung der SPD-Fraktion nach mehr Zeit für 
Diskussionen über das Für und Wider von bewaffneten Drohnen als unsinnig. Man diskutiere 
bereits seit fast zehn Jahren und alle Argumente seien ausgetauscht. „Dieses Manöver ist 
offensichtlich. Die SPD sucht ihre Option im rot-grünen, linken Glück“, sagte Otte.  

© picture alliance / dpa / Wolfgang Kumm  
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Hahn appellierte an die SPD, auf ihre Fachpolitiker zu hören. Neben Felgentreu sind das die jetzige 
Wehrbeauftragte Eva Högl und der ehemalige Wehrbeauftragte Hans-Peter Bartels. Den 
Bundesfinanzminister Olaf Scholz forderte Hahn auf, das Geld für die Beschaffung freizugeben.  
 
Völkerrechtsexperten haben keine Bedenken 
Hahn verwies darauf, dass Völkerrechtsexperten in der Anhörung des Bundestages klar dargelegt 
hätten, dass Drohnen in Übereinstimmung mit dem humanitären Völkerrecht eingesetzt werden 
können. Es gebe keinen qualitativen Unterschied zu Kampfflugzeugen. Auch Otte betonte: 
„Drohnen sind nichts anderes als ferngesteuerte Fluggeräte.“ Indem die SPD-Fraktion ihre 
Zustimmung zur Beschaffung verweigere, entziehe sie den Soldaten ihr Vertrauen. 
 

 

  
 
 

Gesegnete Weihnachten und einen guten Start in neue Jahr! 
  

Sebastian Brehm, MdB | Dipl.-Kfm., Steuerberater 
Platz der Republik 1 • 11011 Berlin  

  030-227-74074 • Fax 030-227-70072   
  sebastian.brehm@bundestag.de 

 www.sebastianbrehm.de  
 

   
 

Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung           
verwendet werden. Alle Fotorechte Sebastian Brehm, MdB, falls nicht anders angegeben.  

 

© CSU im Bundestag  

mailto:sebastian.brehm@bundestag.de
http://www.sebastianbrehm.de/
https://www.facebook.com/sebastianbrehm.de/
https://twitter.com/brehm_innbgnord
https://www.youtube.com/channel/UCaiXiBOLOCRxFcoUW6jRYtg

